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5. Wahlperiode 


Drucksache V/3328 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

III A2-38 10 10- 


Bonn, den 7. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rechtsverordnung nach § 20 des Gesetzes zur Anpassung 
und Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und 
der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Lampersbach, Dr. 
Pohle r Orgaß und Genossen 
- Drucksache V/3251 - 


1. Wann wird der Bundesminister für Wirtschaft die nach § 20 
des Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbau- 
gebiete notwendige Rechtsverordnung, deren Grundzüge bei der 
Beratung dieses Gesetzes in den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages von Vertretern der Bundesregierung vorgetragen 
worden waren, erlassen? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in dieser 
Rechtsverordnung festzusetzenden Kriterien für die sogenannte 
optimale Unternehmensgröße eine wichtige Entscheidungshilfe 
für die Bergbauunternehmen an der Ruhr bei ihren Über- 
legungen über einen wirkungsvollen Zusammenschluß sind? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, dem im Gesetz zur Anpassung 
und Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und der 
deutschen Steinkohlenbergbaugebiete ausgedrückten Willen des 
Gesetzgebers zu folgen und die „Gesamtgesellschaft" nur als 
eine von mehreren möglichen Formen sogenannter „optimaler 
Unternehmensgrößen" im deutschen Steinkohlenbergbau anzu- 
erkennen? 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 

1. Ein genauer Termin für den Erlaß der Rechtsverordnung läßt 
sich gegenwärtig noch nicht bestimmen. Nach § 20 Abs. 2 
müssen die in der Rechtsverordnung festzulegenden Maß- 
stäbe das Ergebnis der Untersuchung des Bundesbeauftragten 
berücksichtigen. Für diese Untersuchung ist dem Bundes- 
beauftragten eine Frist von 6 Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes, d. h. bis zum 19. November 1968, eingeräumt. 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
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Bei den Beratungen des Gesetzes in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages sind einige grundlegende Faktoren, 
die im Rahmen der Rechtsverordnung wesentlich sein wer- 
den, erläutert worden. Konkrete Einzelheiten und das Aus- 
maß der notwendigen Regelung sowie die anzulegenden 
Maßstäbe können erst nach Vorliegen der Untersuchung des 
Bundesbeauftragten festgelegt werden. 

Es ist richtig, daß die Konkretisierung des Begriffs der „opti- 
malen Unternehmensgröße" in einer Rechtsverordnung nach 
§ 20 des Gesetzes eine Entscheidungshilfe für Zusammen- 
schlüsse von Bergbauunternehmen im allgemeinen wäre. 
Der Gesetzgeber hat aber in § 18 Abs. 2 des Gesetzes aus- 
drücklich anerkannt, daß eine Gesamtgesellschaft schon kraft 
Gesetzes die Voraussetzungen für die optimale Unterneh- 
mensgröße erfüllt. Demnach geht das Gesetz nicht davon aus, 
daß vor weiteren Konzentrationsmaßnahmen im Steinkoh- 
lenbergbau in jedem Falle die Rechtsverordnung erlassen 
sein müßte. Der Erlaß der Rechtsverordnung hat nur für den 
Fall des Nichtzustandekommens von Gesamtgesellschaften 
allgemein beziehungsweise bei Bildung von Gesamtgesell- 
schaften nur für solche Bergwerksunternehmen Bedeutung, 
die sich der Gesamtgesellschaft nicht anschließen. 

Der Gesetzgeber hat der Gesamtgesellschaft eine deutliche 
Präferenz gegenüber den sonstigen Formen der optimalen 
Unternehmensgröße gegeben. Dies ergibt sich aus dem 
schriftlichen Bericht des federführenden Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen des Deutschen Bundes- 
tages, in dem ausgeführt wird, der Ausschuß halte „die Grün- 
dung einer derartigen Gesellschaft auf privatrechtlicher 
Grundlage für die beste Lösung des Konzentrations- 
problems". 


In Vertretung 

Dr. Arndt 
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